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¥ BUNDESFINANZGERICHT GZ. AW/5100007/2026

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS AUFSCHIEBENDE WIRKUNG

Das Bundesfinanzgericht fasst durch den Richter Mag. Glinter Narat in der Revisionssache
KrkBfpRERE *XABf]-Adr*** Steuernummer: ***BF1StNrl1***, vertreten durch die Bruckmiller
RechtsanwaltsgmbH, LandstralRe 50, 4020 Linz, tiber den Antrag der Revisionswerberin vom 14.
Juli 2026, der gegen das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 23. Juni 2026, GZ.
RV/5100212/2026, betreffend Haftung fiir die Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer,
Festsetzung des Dienstgeberbeitrages und des Zuschlages zum Dienstgeberbeitrag fiir die Jahre
2020 bis 2024 erhobenen ordentlichen Revision vom 14. Juli 2026 die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen, den Beschluss:

I. GemaR § 30 Abs 2 VWGG wird dem Antrag nicht stattgegeben.

Il. Gegen diesen Beschluss ist gemals § 30a Abs 3 VWGG eine Revision an den
Verwaltungsgerichtshof (§ 25a Abs 2 Z 1 VwWGG) oder eine Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof (§ 88a Abs 2 VfGG) nicht zuldssig.

Begriindung

Mit Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 23. Juni 2026, GZ. RV/5100212/2026, wurde die
Beschwerde der Revisionswerberin vom 19. Dezember 2025 gegen die Bescheide des
Finanzamtes Osterreich vom 19. November 2025 betreffend Haftung fiir die Einbehaltung und
Abfuhr der Lohnsteuer, Festsetzung des Dienstgeberbeitrages und des Zuschlages zum
Dienstgeberbeitrag fiir die Jahre 2020 bis 2024 gemald § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Mit der gegen dieses Erkenntnis erhobenen ordentlichen Revision vom 14. Juli 2026 beantragte
die Revisionswerberin, der Revision gemaR § 30 Abs 2 VWGG die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen. Ein weiteres diesbezligliches Vorbringen bzw eine Begriindung wurden nicht
erstattet.
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GemalR § 30 Abs 1 Satz 1 VWGG hat die Revision keine aufschiebende Wirkung.

Gemal § 30 Abs 2 VwWGG hat bis zur Vorlage der Revision das Verwaltungsgericht, ab Vorlage
der Revision der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Revisionswerbers die aufschiebende
Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende 6ffentliche Interessen
entgegenstehen und nach Abwagung der beriihrten 6ffentlichen Interessen und Interessen
anderer Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der Austibung der
durch das angefochtene Erkenntnis eingerdumten Berechtigung fir den Revisionswerber ein
unverhaltnismaRiger Nachteil verbunden ware.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist das Verwaltungsgericht sowohl bei
einer ordentlichen Revision als auch im Falle einer auBerordentlichen Revision bis zur Vorlage
der Revision an den Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung lber einen Antrag auf
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Revision (oder einen Antrag auf Erlassung
einstweiliger Anordnungen) zustandig und zur Entscheidung verpflichtet (vgl VWGH
31.10.2019, Ra 2019/20/0470).

Um die vom Gesetzgeber bei einer Entscheidung liber die aufschiebende Wirkung geforderte
Interessenabwagung vornehmen zu kénnen, ist nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl ua den Beschluss des VWGH [verstarkter Senat] vom 25.2.1981,
Slg Nr 10.381/A und etwa VwWGH 29.6.2020, Ra 2020/08/0102, mwN) erforderlich, dass der
Antragsteller konkret darlegt, aus welchen tatsachlichen Umstanden sich der von ihm
behauptete unverhdltnismaRige Nachteil ergibt. Im Fall der Auferlegung von Geldleistungen ist
es notwendig, die im Zeitpunkt der Antragstellung bezogenen Einkiinfte sowie
Vermogensverhdltnisse (unter Einschluss der Schulden nach Art und AusmaR) konkret -
tunlichst ziffernmaRig - anzugeben; weiters sind Angaben dazu erforderlich, welcher
Vermogensschaden durch welche MaRnahme droht und inwiefern dieser Schaden im Hinblick
auf die sonstigen Vermodgensumstdnde des Antragstellers unverhadltnismaRig ist (vgl etwa den
Beschluss des VWGH vom 9.4.2010, AW 2010/08/0003; vgl zum Ganzen zB auch VwWGH
11.12.2023, Ra 2023/06/0193; 4.10.2023, Ra 2023/16/0113; 17.8.2023, Ra 2023/08/0113;
2.5.2023, Ra 2023/08/0067).

Der vorliegende Antrag, der weder eine Begriindung noch Angaben zu den Einkommens- und
Vermogensverhaltnissen der Antragstellerin enthalt, genligt den dargestellten Anforderungen
nicht und ist die revisionswerbende Partei der sie treffenden Konkretisierungspflicht somit
nicht hinreichend nachgekommen.

Ein Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist ohne weiteres Verfahren
abzuweisen, wenn das Verwaltungsgericht mangels jeglicher Konkretisierung nicht in der Lage
ist, zu beurteilen, ob durch die vorzeitige Vollstreckung fiir die Revisionswerberin ein nicht
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wiedergutzumachender Schaden eintreten konnte. Das Verwaltungsgericht ist auch nicht
verpflichtet, die Revisionswerberin aufzufordern, weitere Begriindungen des

Aufschiebungsantrages nachzutragen oder selbst von Amts wegen Ermittlungen in diese
Richtung vorzunehmen (vgl VWGH 22.1.1991, 90/08/0230; 14.8.1986, 86/08/0077, mwN).

Es ist daher spruchgemall zu entscheiden.

Linz, am 4. August 2026

3von3



	Begründung

